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Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Eingliederung von Flüchtlingen, Vertriebenen, 
Evakuierten und Heimkehrern 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zur beschleu- 
nigten Abwicklung des Lastenausgleichs zu treffen, insbesondere 
durch Vorfinanzierungsmaßnahmen? 

2. a) Welche Mittel aus dem ordentlichen Haushalt gedenkt die Bun- 

desregierung im Hinblick auf den wachsenden Zustrom von 
Sowjetzonenflüchtlingen künftig zur Verstärkung des Härte- 
fonds (§ 301 LAG) zur Verfügung zu stellen? 

b) Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zur Betreu- 
ung und Ausbildung der jugendlichen Sowjetzonenflüchtlinge 
zu treffen? 

3. a) Welche wirtschaftlichen, insbesondere eigenkapitalfördernden 

Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung auf Grund des Ab- 
schlußberichtes des Bundeswirtschaftsministeriums über die 
Kapitalstruktur der heimatvertriebenen Wirtschaft zu treffen? 

b)Wie beurteilt die Bundesregierung diese Frage bei der kriegs- 
sachgeschädigten Wirtschaft? 

4. a) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um durch 

Sicherung der Altersversorgung landabgebender Bauern eine 
Intensivierung und Beschleunigung in der Eingliederung des 
landbedürftigen Landvolkes zu erreichen? 

b) Gedenkt die Bundesregierung die im Rechnungsjahr 1956/57 
benötigten Bundeshaushaltsmittel für die ländliche Siedlung 
so rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung zu stellen, daß 
die Länder die Siedlungsmaßnahmen planmäßig durchführen 
können? 

c) Welche zusätzlichen Anstrengungen gedenkt die Bundesregie- 
rung zur Durchführung ihres Siedlungsprogramms zu unter- 
nehmen? 


Druck: Buchdruckerei R Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rbeinallee 20, 
Telefon: 3551 



5. Wie weit ist die wohnraummäßige Unterbringung der Vertriebe- 
nen, Flüchtlinge und Evakuierten fortgeschritten? 

a) Wieviel Vertriebene, Flüchtlinge und Evakuierte befinden sich 
noch in Lagern, Baracken und sonstigen Notunterkünften? 

b) Wie groß ist deren alljährlicher Anteil bei Vergabe von be- 
wirtschaftetem Wohnraum? Ist die Zweckbindung von Neu- 
bauwohnungen für diese ohne Gefährdung der Wohnraumver- 
sorgung anderer Wohnungsuchender haltbar bzw. ausdehnbar? 

c) Wieviel für Geschädigte gebundene und von ihnen bezogene 
Wohnungen hat das Bundesausgleichsamt als Ergebnis der 
„Wohnraumhilfe“ in den letzten Jahren festgestellt? Wieviel 
mit Lastenausgleichsmitteln (einschließlich Aufbaudarlehen) ge- 
förderte Wohnungen sind Geschädigten zu Eigentum und wie- 
viel zur Miete zugefallen? 

Ist die ordnungsgemäße Ablösung der im Globalverfahren ge- 
währten Aufbaudarlehen durch Individualanträge gewährlei- 
stet? Wie sollen die bisher nicht berücksichtigten individuellen 
Antragsteller auf Aufbaudarlehen für Wohnungsbau befriedigt 
werden? Werden Aufbaudarlehen entgegen ihrer ursprüng- 
lichen Zweckbestimmung zur Einsparung nachstelliger Baudar- 
lehen verwendet? 

d) Ist die Bereitstellung von öffentlichen Wohnungsbaumitteln zur 
Beendigung der übergebietlichen Familienzusammenführung 
sichergestellt? 

e) Wieviel Evakuierte wurden bisher mit Hilfe von Bundesmit- 
teln, einschließlich Lastenausgleichsmitteln, in ihrem Heimat- 
ort mit Wohnungen versorgt, und welche Maßnahmen sind 
von Bund und Ländern getroffen, um deren Rückführung zu 
beschleunigen? Welche Mittel gedenkt insbesondere die Bun- 
desregierung für die schnellere Rückführung der Evakuierten 
und die Durchführung des Bundesevakuiertengesetzes bereit- 
zustellen? 

6. Wieviel Zuwanderer aus der sowjetischen Besatzungszone — 
namentlich Familien — sind durch die vom Bund bereitgestellten 
Wohnungsbaumittel zumutbar mit Wohnraum — außerhalb 
von Notunterkünften — versorgt worden? Werden für SBZ- 
Flüchtünge Schlichtwohnungen in größerem Ausmaß gebaut? Was 
geschieht angesichts des wachsenden Zustroms von Zuwanderern aus 
der SBZ, um eine untragbare Ausdehnung des Lageraufenthalts 
zu verhindern? 
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7. Was wird vom Bund und von den Ländern unternommen, um 
Altlager beschleunigt aufzulösen? 

8. a) Wieweit sind die im außerordentlichen Haushalt des laufenden 

Haushaltsjahres bereitgestellten 45 Millionen DM für die 
Durchführung des Teiles II des Kriegsgefangenenentschädi- 
gungsgesetzes von den Ländern abgerufen worden? 

b)Nach welchen Maßstäben sind die im nächsten Haushaltsjahr 
bereitgestellten Mittel berechnet, und werden sie für ausrei- 
chend gehalten? 


Bonn, den 14. Dezember 1955 


Dr. Krone und Fraktion 



